
Wir fordern:

Wir fordern

soziale Gerechtigkeit,
Solidarität
und Verlässlichkeit

in der Rentenpolitik!
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die Erwerbstätigenversicherung

ein verlässliches Sicherungsziel

die Stärkung der Finanzgrundlagen

eine sozial gerechte betriebliche und
privateAltersvorsorge

Die Rentenversicherung muss zu einem
solidarischen Alterssicherungssystem für
alle Erwerbstätigen fortentwickelt werden.

Die Rentenversicherung braucht ein
verlässliches und dauerhaftes Siche-
rungsziel, das ein auskömmliches Alters-
einkommen garantiert.

Die Finanzprobleme der Rentenversiche-
rung müssen an ihren Ursachen bekämpft
werden. Der Bund muss seiner Finanzie-
rungsverantwortung für versicherungs-
fremde Leistungen nachkommen.

Vor allem Beschäftige mit niedrigen
Einkommen müssen besser gestellt
werden, damit sie sich eine betriebliche
und privateAltersvorsorge leisten können.

Strukturreformen ja!

Die Rentenversicherung hat sich in ihrer
mehr als 100-jährigen Geschichte als

in Deutschland bewährt.

Die Rentenversicherung hat

die Gewissheit gegeben, auf
Grund eigener Beitragsleistung vor mater-
ieller Not und sozialemAbstieg imAlter oder
bei Invalidität geschützt zu sein.

Für den SoVD ist nicht länger hinnehmbar,
dass die Rentenversicherung durch

ihrer verfas-
sungsrechtlichen und sozialstaatlichen
Grundlagen beraubt wird:

Wir führen gegen zahlrei-
che Kürzungsmaßnahmen mit dem Ziel,
diese wieder zu Fall zu bringen.

Mehr als 20.000 Rentnerinnen und Rent-
ner sind unserem Aufruf gefolgt und
haben im Jahr 2004 bei einer

der Forderung nach Strukturreformen
in der Rentenversicherung Kraft und Stim-
me verliehen.

Wir unsere Mit-
glieder in ihren sozialrechtlichen Angele-
genheiten.

lei-
stungsfähiges und soziales Alterssiche-
rungssystem

Generationen
von Versicherten, Rentnerinnen und
Rentnern

einsei-
tige Kürzungsmaßnahmen

Musterklagen

Großde-
monstration vor dem Brandenburger
Tor

beraten und vertreten
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Treten auch Sie mit uns für eine sozial
gerechte, solidarische und verlässliche
Rentenpolitik ein!

Werden Sie Mitglied im SoVD und
profitieren Sie von den vielfältigen
Vorteilen!

Sozialverband Deutschland e.V.
Stralauer Str. 63
10179 Berlin

Telefon: 030 / 72 62 22 - 0
Telefax: 030 / 72 62 22 - 311
contact@sozialverband.de
www.sovd.de

Überreicht durch:

Alterssicherung
braucht

Verlässlichkeit!

Rentenkürzungen nein!
Gerechte Reformen ja!

Rentenkürzungen nein!

Die Rentenpolitik der vergangenen Jahre
hat den Rentnerinnen und Rentnern sowie
den Versicherten
aufgebürdet und die eigentlichen Ursachen
für die Finanzprobleme in der Rentenversi-
cherung vernachlässigt.

Bereits heute liegen viele Renten deutlich
unter der .
Ein Durchschnittsverdiener muss schon
jetzt mehr als 39 Jahre Beiträge leisten, um
eine Rente in Höhe der Armutsrisikogrenze
zu erhalten.

In der ist die
Lage besonders prekär. Denn mehr als
60 % aller Frauen erhalten Renten unter
450 €. Fast 50 % der Männer in derArbeiter-
rentenversicherung erhalten trotz jahrzehn-
telangen Beitragsleistungen Renten unter
900 €.

schwere Belastungen

Armutsrisikogrenze von 938 €

Arbeiterrentenversicherung

Die Ursachen der leeren Rentenkassen

Diese Rentenpolitik
muss ein Ende haben!

Betrachtet man die
allein seit dem Jahr 2000, zeigt

sich, dass die Belastungsgrenze der Rent-
nerinnen und Rentner längst überschritten
ist. Dennoch werden die Rentnerinnen und
Rentner immer wieder zur Kasse gebeten.

Aber nicht die Rentnerinnen und Rentner,
die mit ihren

die Rentenversicherung auf-
rechterhalten haben, sind für die aktuellen
Finanzprobleme verantwortlich.

Vielmehr sind zentrale Ursachen für die
Finanzprobleme der Rentenversicherung:

,
und

auf
Kosten der Rentenversicherung.

Chronik der Renten-
kürzungen

jahrzehntelangen Beitrags-
leistungen

Massenarbeitslosigkeit
Frühverrentungspolitik
Sanierung des Bundeshaushalts
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Inflationsanpassung
in Höhe von 0,6 %

Ohne diesen Eingriff
wären die Renten um 
1,7 % gestiegen.

Folge:

Kürzung der 
Rentenanpassung 2000 
um 0,9 %.

Zusätzlicher Kranken-
kassenbeitrag von 
0,9 %

Auch Rentnern wird der 
zusätzliche Krankenkas-
senbeitrag für Zahner-
satz und Krankengeld in 
vollem Umfang von der 
Rente abgezogen.

Folge:

Durch die gleichzeitige 
Absenkung des allge-
meinen Beitragssatzes 
beläuft sich die Renten-
kürzung auf 0,45 %.

Zweite
„Nullrunde“

Wegen des RV-
Nachhaltigkeitsge-
setzes kommt es 
zur zweiten 
Nullrunde in Folge.

Folge:

Für die Rentner 
bedeutet dies eine 
zweite Minusrunde 
in Folge. 

Die Renten sind 
niedriger als im 
Jahr 2002.

RV-Nachhaltigkeitsgesetz

Das zweitgrößte Rentenkürzungspaket innerhalb von nur drei Jahren tritt in Kraft:

��Absenkung des Rentenniveaus auf 43 % bis zum Jahr 2030,

��Einführung des neuen Kürzungsfaktors „Nachhaltigkeitsfaktor“ in die Rentenanpas-
sungsformel,

��Abschaffung des Rentenzuschlags für Schul- und Hochschulausbildung bis 2009

Folge:

Ein Durchschnittsverdiener mit 45 Versicherungsjahren wird im Jahr 2030 nach heuti-
gen Werten nur noch knapp 800 € Rente erhalten.

Deutschland steht an der Schwelle einer rasch wachsenden Altersarmut!

Verschiebung des 
Auszahlungster-
mins der Renten

Der Auszahlungster-
min für Neurentner 
wird auf das Monats-
ende verschoben.

Folge:

Jeder erhält im 
Laufe seines Lebens 
eine Monatsrente
weniger.

Erste „Nullrunde“

Die Rentenanpassung
2004 wird schlichtweg 
gestrichen.

Folge:

Für die Rentner 
bedeutet dies weitere 
Einbußen.

Erstmals in der 
Geschichte der 
Bundesrepublik sinkt 
nicht nur die Kaufkraft
der Rentner, sondern 
auch der Zahlbetrag 
der Rente.

Voller Pflegeversiche-
rungsbeitrag auf 
Renten

Seit dem 1.4.2004 
müssen Rentner den 
Pflegeversicherungsbei-
trag in vollem Umfang 
selbst bezahlen.

Folge:

Kürzung der Renten um 
monatlich 0,85 %.

GKV-Modernisierungsgesetz

Mit In-Kraft-Treten des GKV-Modernisierungs-
gesetzes werden die Rentner besonders stark
zur Kasse gebeten:

� voller Krankenkassenbeitrag auf Betriebsren-
ten,

� Praxisgebühr, Erhöhung der Arzneimittelzuzah-
lungen und Abschaffung der vollständigen 
Befreiung von der Zuzahlungspflicht,

� Einschränkung des Leistungskatalogs der 
gesetzlichen Krankenversicherung.

Folge:

Vor allem Bedürftige werden finanziell belastet. 

Die Betriebsrenten werden um durchschnittlich 
7,15 % gekürzt.

Ausdehnung der Minijobs

Mit In-Kraft-Treten von Hartz I und II 
werden die sozialversicherungsfreien 
Minijobs auf 400 € ausgedehnt. 

Folge:

Sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung wird massiv abgebaut. 

Der Rentenversicherung werden Bei-
tragseinnahmen entzogen.

Kürzung der Rentenanpas-
sung 2003 um 0,6 %

Der mit der „Riesterschen“ 
Rentenreform beschlossene 
Kürzungsfaktor „Altersvorsor-
geanteil“ wird bei den Ren-
tenanpassungen erstmals 
wirksam.

Folge:

Die Rentenanpassung 2003 
wird um etwa 0,6 % gekürzt.

„Riestersche“ Rentenreform 2001

Das größte Rentenkürzungspaket seit der 
Kohl-Regierung tritt in Kraft:

��Absenkung des Rentenniveaus auf 67 % bis 
zum Jahr 2030, 

��Einführung des neuen Kürzungsfaktors 
„Altersvorsorgeanteil“ bei den Rentenanpas-
sungen,

��Kürzung der Witwenrenten auf nur noch 
55 %,

��Verschärfung der Einkommensanrechnung 
bei Witwenrenten.

Folge:

Kürzung der Renten und Rentenanwartschaf-
ten zur Entlastung der Arbeitgeber.

Abschläge bei Erwerbsminderungs- und Hin-
terbliebenenrenten

Mit Abschlägen von bis zu 10,8 % wird bestraft, 
wer

��eine Erwerbsminderungsrente vor dem 
63. Lebensjahr

��oder eine Witwenrente in Anspruch nehmen 
muss, und der Versicherte vor dem 63. Lebens-
jahr verstorben ist.

Folge:

Bei einer Bruttorente von 1.000 € können die 
Abschläge bis zu 108 € ausmachen.

Anhebung der Altersgrenze für 
schwerbehinderte Menschen 
auf 63 Jahre

Die Altersrente mit 60 Jahren ist 
in der Regel nur noch gegen 
Abschläge von bis zu 10,8 % 
möglich.

Folge:

Die schlechte Arbeitsmarktlage
zwingt viele schwerbehinderte 
Menschen, gekürzte Renten 
hinzunehmen.

Kürzung der Rentenbeiträge für

��Arbeitslosenhilfebezieher

��Wehr- und Zivildienstleistende

Die Rentenanwartschaften der 
Betroffenen, insbesondere der 
Langzeitarbeitslosen, werden 
gekürzt.

Folge:

Langzeitarbeitslosigkeit wird 
zunehmend zum Risiko der 
Altersarmut.

Chronik der Leistungskürzungen
zu Lasten der Rentnerinnen und Rentner
sowie der Versicherten seit 2000

2005

Zusätzlicher Pflegeversiche-
rungsbeitrag für Kinderlose

Kinderlose Rentner ab dem 
Jahrgang 1940 müssen einen 
Strafzuschlag zur Pflegeversi-
cherung von 0,25 % zahlen.

Eltern werden nicht, wie vom 
Bundesverfassungsgericht
gefordert, in der Pflegeversi-
cherung entlastet.

Folge:

Mehr als 1. Mio. Renten 
werden um 0,25 % gekürzt.

In-Kraft-Treten von Hartz IV

Die Rentenversicherungsbei-
träge für Hartz IV-Bezieher
bemessen sich nur noch auf 
der Basis von 400 €. 

Folge:

Hartz IV hat verheerende 
Folgen für die Alterssiche-
rung der Langzeitarbeitslo-
sen:

Ein Jahr Hartz IV-Bezug
bringt eine monatliche Rente 
von 4,26 €.

Viele müssen ihre Lebens-
versicherung auflösen.

Reform der Rentenbesteuerung

Der Besteuerungsanteil der Renten wird schlagar-
tig von 27 % auf 50 % heraufgesetzt. 

Folge:

Vor allem Rentner mit Zusatzeinkünften werden 
bestraft und müssen für das Jahr 2005 erstmals 
Steuern zahlen.

In wenigen Jahren werden auch die meisten 
Rentner ohne Zusatzeinkünfte Steuern zahlen.

Es droht eine verfassungswidrige Doppelbe-
steuerung!

Altersicherung Rueckseite-t
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